
EINIGUNGSPAPIER ORANIENPLATZ 
 

1. Wir sind uns darüber einig, dass die Bedingungen für schutzsuchende Flüchtlinge in 
Europa und in Deutschland verbessert werden müssen.  

 
2. Der Oranienplatz bleibt als Informations- und Protestplattform für die Rechte von 

Flüchtlingen erhalten. Die Ausgestaltung wird durch die derzeitigen Bewohnerinnen und 
Bewohner und die UnterstützerInnen selbstbestimmt entschieden. Das Campieren auf dem 
Oranienplatz und damit die im Widerspruch zur genehmigungsfähigen rechtlichen Situation 
stehende Form des Protestes wird auf Dauer beendet. Die Flüchtlinge organisieren 
selbstständig den Abbau aller Zelte bzw. Unterkünfte bis auf das Info-Zelt und wirken 
darauf hin, diesen Zustand dauerhaft zu erhalten. 
 

3. Die Senatorin für Arbeit, Integration und Frauen unterstützt im Rahmen ihrer politischen 
Verantwortlichkeit die Kernanliegen der Flüchtlinge – insbesondere der verbesserte Zugang 
zum Arbeitsmarkt, eine dringend notwendige Reform von Dublin III sowie die Abschaffung 
der Residenzpflicht. Sie unterstützt die Flüchtlinge und UnterstützerInnen, ihre politischen 
Forderungen in die Gremien im Land Berlin, auf die Bundesebene und nach Europa zu 
tragen. 
 

4. Auf Grundlage der von den Flüchtlingen erstellten und der Senatorin bereits in 
anonymisierter Form überreichten Liste erfolgt nach Abbau der Zelte am Oranienplatz 
gemäß Punkt 2 und nach dem Auszug der namentlich auf der Liste geführten Flüchtlinge 
aus der Gerhart-Hauptmann-Schule auf Antrag eine umfassende Prüfung der 
Einzelfallverfahren im Rahmen aller rechtlichen Möglichkeiten (Beantragung einer 
Aufenthaltsgenehmigung, Anträge auf Umverteilung nach §51 AsylVfG, etc.). Der Nachweis 
des Auszuges aus der Schule muss erbracht werden. 
In diesem Sinne wird die Ausländerbehörde die Antragstellerinnen und Antragsteller 
während des Verfahrens beratend unterstützen. Die Übergabe der Namensliste wird von 
der Ausländerbehörde bestätigt. Die Vorsprache bei der Ausländerbehörde wird im 
Rahmen dieser Vereinbarung bestätigt. 
Die auf der Liste benannten Personen erhalten bei ihren Einzelverfahren Unterstützung 
durch den Unterstützungspool, der von den Wohlfahrtsverbänden Caritas und Diakonie 
sowie der Integrationsbeauftragten des Landes Berlin sichergestellt wird. Für die Zeit der 
Prüfung der jeweiligen Einzelfallverfahren bleibt die Abschiebung ausgesetzt. Bei 
Beantragung eines Aufenthaltstitels verbleiben sämtliche von einem anderen 
Schengenstaat ausgestellten gültigen Ausweisdokumente nach Fertigung beglaubigter 
Kopien bei den Antragstellerinnen und Antragstellern. Die Ausländerbehörde wird keine 
Ausreiseverweigerung aussprechen. 

 
5. Die Flüchtlinge erhalten Unterstützung und Begleitung bei der Entwicklung ihrer beruflichen 

Perspektiven. Dazu gehören insbesondere der Zugang zu Deutschkursen, die 
Anerkennung ihrer beruflichen Kompetenzen und Beratungen zur beruflichen Entwicklung 
sowie der Zugang zur Berufsausbildung, zum Studium und zum Arbeitsmarkt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 


